
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1009

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1973 Ausgegeben am 10. April 1973 37. Stück

1 6 1 . Verordnung: Ausbildung und Prüfung für den höheren schulpsychologischen Dienst
1 6 2 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 10 Tauern Autobahn im Bereich der

Gemeinden Eben im Pongau, Flachau, Zederhaus und St. Michael im Lungau

1 6 3 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 111 Gailtal Straße im Bereich der
Gemeinde Untertilliach

1 6 4 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 166 Paß Gschütt Straße im Bereich
der Gemeinde Bad Goisern

1 6 5 . Verordnung : Erlassung von Durchführungsbestimmungen zum Ingenieurgesetz 1973

1 6 6 . Verordnung: Erlassung von Durchführungsbestimmungen zum Ingenieurgesetz 1973
167. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Patentgesetzes 1970 durch den Verfas-

sungsgerichtshof

1 6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 3. März 1973 be-
treffend die Ausbildung und die Prüfung für

den höheren schulpsychologischen Dienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 243/1970 und
BGBl. Nr. 167/1972 wird im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler verordnet:

Ausbildung

§ 1. (1) Vor der Zulassung zur Prüfung für den
höheren schulpsychologischen Dienst hat jeder
Kandidat einen Ausbildungslehrgang zu besuchen.

(2) Ziel des Ausbildungslehrganges ist es, den
Kandidaten die für die Tätigkeit im höheren
schulpsychologischen Dienst zusätzlich zur hoch-
schulmäßigen Ausbildung in Psychologie notwen-
dige schulpädagogische und schulpraktische Aus-
bildung zu geben und die notwendigen Kennt-
nisse im Schul- und Jugendrecht zu vermitteln.

§ 2. (1) Der Ausbildungslehrgang ist beim Bun-
desministerium für Unterricht und Kunst einzu-
richten.

(2) Die Leitung des Ausbildungslehrganges ob-
liegt dem Vorsitzenden der Prüfungskommission.
Für die Sacherfordernisse und die Besorgung der
Verwaltungsgeschäfte, die mit der Durchführung
des Ausbildungslehrganges verbunden sind, ist
beim Bundesministerium für Unterricht und
Kunst vorzusorgen.

(3) Die Vortragenden des Ausbildungslehrgan-
ges sind vom Bundesminister für Unterricht und
Kunst zu bestellen.

§ 3. (1) Der Ausbildungslehrgang hat sechs
Wochen zu dauern.

(2) Im Ausbildungslehrgang sind folgende
Themen zu behandeln:

1. Didaktik der Grundschule im Ausmaß von
15 Stunden;

2. Didaktik der Schulen der Zehn- bis Vier-
zehnjährigen im Ausmaß von 15 Stunden;

3. Didaktik der Berufsschule im Ausmaß von
5 Stunden;

4. Didaktik der mittleren und höheren Schu-
len (bei den allgemeinbildenden höheren
Schulen eingeschränkt auf die Oberstufe)
im Ausmaß von 10 Stunden;

5. das geschädigte Kind in der Schule im Aus-
maß von 25 Stunden;

6. Motivationsmöglichkeiten in schulischen
Lernprozessen im Ausmaß von 8 Stunden;

7. die Wirkung des Lehrerverhaltens auf grup-
pendynamische Prozesse im Ausmaß von
7 Stunden;

8. Aufbau des österreichischen Schulwesens mit
Darstellung der Lehrpläne und der Be-
rechtigungen, die mit der Absolvierung der
einzelnen Schularten erworben werden, im
Ausmaß von 20 Stunden;

9. Einführung in die Planung und Durchfüh-
rung von Schulversuchen einschließlich der
Kontrolluntersuchung und der Verwertung
der Ergebnisse im Ausmaß von 5 Stunden;

10. Schul- und Jugendrecht im Ausmaß von
15 Stunden.
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(3) Während des Ausbildungslehrganges sind
wöchentlich Exkursionen in Schulen verschiedener
Art durchzuführen. Hiefür ist jede Woche minde-
stens ein Tag frei zu halten. Durch diese Exkur-
sionen soll den Kandidaten der Einblick in die
Unterrichtspraxis in den verschiedenen Schularten
ermöglicht werden.

(4) Am Ende des Ausbildungslehrganges sind
im erziehungswissenschaftlichen und im didakti-
schen Bereich jeweils etwa zweistündige Ab-
schlußtests durchzuführen.

§ 4. (1) Der Ausbildungslehrgang ist minde-
stens einmal jährlich abzuhalten. Wenn sich weni-
ger als zehn Kandidaten zur Ausbildung melden,
kann jedoch der Vorsitzende der Prüfungskom-
mission die Abhaltung des Lehrganges um ein
Jahr verschieben; im Falle der Verschiebung ist
der Ausbildungslehrgang durchzuführen, wenn
sich mindestens fünf Kandidaten zur Ausbildung
melden.

(2) Die geplante Abhaltung eines Ausbildungs-
lehrganges ist mindestens zwei Monate vor
seinem Beginn im „Verordnungsblatt für den
Dienstbereich des Bundesministeriums für Unter-
richt und Kunst" unter Angabe des Ortes der
Lehrveranstaltungen zu verlautbaren.

(3) Die Lehrveranstaltungen sind an einem Ort
durchzuführen, wo die personellen und sachlichen
Voraussetzungen für die Durchführung des Aus-
bildungslehrganges in besonders günstiger Weise
gegeben sind. Die Festlegung des Ortes der Lehr-
veranstaltungen obliegt dem Bundesminister für
Unterricht und Kunst.

§ 5. (1) Zum Ausbildungslehrgang sind Bedien-
stete zuzulassen, die seit mindestens acht Mona-
ten in einer Verwendung stehen, für die die er-
folgreiche Ablegung der Prüfung für den höheren
schulpsychologischen Dienst als Definitivstellungs-
erfordernis vorgeschrieben ist. Zum Ausbildungs-
lehrgang können auch sonstige Bedienstete des
schulpsychologischen Dienstes der Verwendungs-
gruppe A oder einer vergleichbaren Verwen-
dungsgruppe zugelassen werden, wenn die Teil-
nahme aller Kandidaten für die Prüfung für den
höheren schulpsychologischen Dienst gesichert ist
und die ordnungsgemäße Durchführung der Lehr-
gangsveranstaltungen hiedurch nicht beeinträch-
tigt wird.

(2) Die Zulassung zum Ausbildungslehrgang ist
im Dienstwege bei der Prüfungskommission für
den höheren schulpsychologischen Dienst späte-
stens vier Wochen vor Beginn des Ausbildungs-
lehrganges zu beantragen.

(3) Die Dienstbehörde des Kandidaten hat dem
Antrag auf Zulassung zum Ausbildungslehrgang
einen Auszug aus dem Standesausweis anzuschlie-
ßen und den Antrag unverzüglich an die Prü-
fungskommission weiterzuleiten. Der Auszug aus

dem Standesausweis hat die die Person und die
dienstrechtliche Stellung des Kandidaten betref-
fenden Angaben, seine Vorbildung und die Art
und Dauer seiner bisherigen Verwendung zu ent-
halten.

(4) Über die Zulassung zum Ausbildungslehr-
gang hat der Vorsitzende der Prüfungskommis-
sion zu entscheiden. Gegen diese Entscheidung
ist die Berufung an den Bundesminister für Un-
terricht und Kunst zulässig.

§ 6. (1) Der Kandidat ist verpflichtet, an allen
Veranstaltungen des Ausbildungslehrganges teil-
zunehmen.

(2) Hat ein Kandidat aus Gründen, die er nicht
verschuldet hat, mehr als ein Drittel des gesamten
Ausbildungslehrganges versäumt, so hat er den
Besuch des Ausbildungslehrganges abzubrechen
und zu seiner Dienststelle zurückzukehren.

(3) Ist ein Kandidat aus einem Ausbildungs-
lehrgang ausgeschieden, so kann ihm auf seinen
Antrag die Zulassung zu einem weiteren Ausbil-
dungslehrgang oder zu einem Teil eines solchen
gewährt werden. Auf solche Anträge ist § 5 sinn-
gemäß anzuwenden.

(4) Eine solche Zulassung darf nicht erfolgen,
wenn der Kandidat bereits insgesamt mehr als
drei Wochen an solchen Ausbildungslehrgängen
teilgenommen hat. In diesem Fall ist das Erfor-
dernis des Besuches des Ausbildungslehrganges im
Sinne des § 1 Abs. 1 als erfüllt anzusehen.

§ 7. Vom Erfordernis des § 1 Abs. 1 ist Ab-
stand zu nehmen, sofern während zwei aufeinan-
derfolgenden Kalenderjahren kein Ausbildungs-
lehrgang durchgeführt wird. In diesem Fall sind
dem Kandidaten Unterlagen zu übergeben, die
üblicherweise Kandidaten zur Verfügung gestellt
werden, die einen Ausbildungslehrgang besuchen.

Prüfung

§ 8. Die Prüfung für den höheren schulpsycho-
logischen Dienst ist praktisch und mündlich ab-
zulegen.

§ 9. (1) In der praktischen Prüfung hat der
Kandidat verschiedene psychologische Verfahren
an einem Schüler durchzuführen und ein Gut-
achten zu erstellen oder einen Gruppentest vor-
zugeben und die entsprechende Auswertung vor-
zunehmen.

(2) Die praktische Prüfung darf nicht länger
als acht Stunden dauern.

§ 10. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des Ge-
haltsüberleitungsgesetzes angeführten Prüfungs-
gegenstände.
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(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. die für die Arbeit im höheren schulpsycho-
logischen Dienst wesentlichen Kapitel der
pädagogischen Psychologie;

2. Schul- und Jugendrecht.

§ 11. (1) Sitz der Prüfungskommission ist das
Bundesministerium für Unterricht und Kunst.

(2) Die Prüfungssenate haben aus einem Vor-
sitzenden und zwei Mitgliedern zu bestehen. Die
Mitglieder der Prüfungskommission müssen
Beamte des höheren Dienstes, Hochschulprofes-
soren oder Lehrer der Verwendungsgruppe LPA
oder L 1 sein.

Sinowatz

1 6 2 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. März 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der A 10 Tauern Autobahn im Bereich
der Gemeinden Eben im Pongau, Flachau,

Zederhaus und St. Michael im Lungau

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der A 10 Tauern Auto-
bahn wird im Bereich der Gemeinden Eben im
Pongau, Flachau, Zederhaus und St. Michael im
Lungau wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
westlich des Ortes Eben mit einem proviso-
rischen Anschluß an die Ennstal Straße B 112
und führt im weiteren Verlauf in südöstlicher
Richtung über das Hochmoor der Enns. Hier
liegt der Knoten mit der S 8 Ennstal Straße.
Die B 163 Wagrainer Straße wird bei Plan-
km 64 gequert. Die Trasse führt an der öst-
lichen Talflanke, wo bei Plan-km 66,5 die
Anschlußstelle Flachau situiert ist, vorbei am Ort
Flachau und erreicht nach mehrmaligen Tal-
querungen bei Plan-km 80,5 das Tauerntunnel-
Nordportal. Von hier wird der Tauernhaupt-
kamm in einem 6,4 km langen Tunnel durch-
stoßen und in weiterer Folge nach mehrmaliger
Querung des Zederhaustales der Ort Zederhaus
westlich umfahren. Eineinhalb Kilometer nörd-
lich von Zederhaus liegt die Halbanschlußstelle
Zederhaus. Nach öfteren Querungen des Zeder-
haustales wird die Ortschaft Fell westlich und
die Ortschaft Oberweißburg östlich umfahren.
Bei Plan-km 104 liegt die Anschlußstelle Murtal
mit dem zentralen Mautbahnhof. Östlich des
Ortes Schellgaden wird bei Plan-km 105,8 das
Katschbergtunnel-Nordportal erreicht, von wo
aus der Katschberg in nordsüdlicher Richtung in
einem 5,4 km langen Tunnel nach Gries, Renn-
weg durchstoßen wird.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus den
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Salzburger Landesregierung
und bei den Gemeinden Eben im Pongau,
Flachau, Zederhaus und St. Michael im Lungau
aufliegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 des Bundesstraßengesetzes 1971 findet
auf die oben angeführten Straßenteile Anwen-
dung. Die Grenzen des Bundesstraßenbau-
gebietes nach Abs. 2 betragen 75 m beiderseits
der künftigen Straßenachse.

Moser

1 6 3 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. März 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 111 Gailtal Straße im Bereich der

Gemeinde Untertilliach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 111 Gailtal Straße
wird im Bereich der Gemeinde Untertilliach wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 97,346, führt über die ebenfalls neu zu
errichtende Klammbachbrücke unter teilweiser
Benützung bzw. Überschneidung der alten Trasse
in gestreckterer Linienführung und bindet bei
km 97,781 in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
und bei der Gemeinde Untertilliach aufliegenden
Planunterlagen (Katastermaßstab 1 :2880) zu er-
sehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf die vorangeführten
Straßenteile Anwendung. Die Grenzen des Bun-
desstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Plan-
unterlagen zu entnehmen.

Moser

1 6 4 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. März 1973 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 166 Paß Gschütt Straße im Bereich der

Gemeinde Bad Goisern

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 166 Paß Gschütt
Straße wird im Bereich der Gemeinde Bad Goi-
sern wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt bei
Bau-km 46,800 (alt km 47,05) von der bestehen-
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den Trasse nach links ab und führt westlich der
Ortschaften Steeg und Au bis zur Wiedereinbin-
dung in die bestehende Trasse bei Bau-km 49,824
(alt km 50,04).

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Oberösterreichischen Lan-
desregierung und bei der Gemeinde Bad Goisern
aufliegenden Planunterlagen (Katastermaßstab
1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf die vorangeführten
Straßenteile Anwendung. Die Grenzen des Bun-
desstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Plan-
unterlagen zu entnehmen.

Moser

165 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 27. März
1973, mit der Durchführungsbestimmungen
zum Ingenieurgesetz 1973 erlassen werden

Auf Grund des § 11 lit. b des Ingenieur-
gesetzes 1973, BGBl. Nr. 457/1972, wird ver-
ordnet:

Als einschlägige Praxis im Sinne des § 1
Abs. 1, 2 und 4 des Ingenieurgesetzes 1973 gel-
ten nachstehende und ihnen gleichzuhaltende
Tätigkeiten auf land- und forstwirtschaftlichem
Gebiet, sofern sie höhere Fachkenntnisse vor-
aussetzen und in der Fachrichtung der Aus-
bildung liegen:

1. Die Tätigkeit in land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben, in Molkereien und Brenne-
reien, im Wein-, Obst- und Gartenbau, in
Baum- und Rebschulen sowie in Holz-
verarbeitungsbetrieben der Forstwirtschaft,
Gartengestaltungsbetrieben und in sonstigen
Verwertungsbetrieben land- und forstwirt-
schaftlicher Erzeugnisse.

2. Die landtechnische und forsttechnische
Tätigkeit.

3. Die Tätigkeit im Rahmen von agrarischen
Operationen, der ländlichen Verkehrs-
erschließung, des landwirtschaftlichen Sied-
lungswesens, des Alpschutzes und der Alp-
wirtschaft, der Wildbach- und Lawinen-
verbauung, der Raumplanung und Land-
schaftspflege sowie der Forstaufsicht.

4. Die Tätigkeit auf land- und forstwirtschaft-
lichem Gebiet im öffentlichen Dienst und
bei öffentlich-rechtlichen Körperschaften.

5. Die Tätigkeit auf dem Gebiet der land-
und forstwirtschaftlichen Genossenschaften
und in Zucht- und Kontrollverbänden.

6. Die fachliche Lehrtätigkeit im land- und
forstwirtschaftlichen Schulwesen.

7. Die Forschungs- und Versuchstätigkeit so-
wie die Beratungstätigkeit auf dem Gebiet
der Land- und Forstwirtschaft.

Weihs

1 6 6 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. März 1973, mit
der Durchführungsbestimmungen zum Inge-

nieurgesetz 1973 erlassen werden

Auf Grund des § 11 lit. a des Ingenieurgesetzes
1973, BGBl. Nr. 457/1972, wird verordnet:

§ 1. Als einschlägige Praxis im Sinne des § 1
Abs. 1, 2 und 4 des Ingenieurgesetzes 1973 gilt
eine berufliche Tätigkeit, die Kenntnisse voraus-
setzt, wie sie an einer höheren technischen Lehr-
anstalt bis zur Reifeprüfung vermittelt werden,
wenn sie selbständig oder in einem Dienstver-
hältnis auf einem der folgenden Fachgebiete aus-
geübt wird :

1. Maschinenbau
2. Maschinen-, Motoren- und Kraftfahrzeugbau
3. Maschinen-, Motoren- und Landmaschinenbau
4. Maschinenbau und Schweißtechnik
5. Flugtechnik
6. Installation und Heizungstechnik
7. Werkzeug- und Vorrichtungsbau
8. Feinwerktechnik
9. Technische Optik und Feinwerktechnik

10. Gießereitechnik
11. Waffentechnik
12. Atomenergietechnik
13. Kunststofftechnik
14. Reproduktions- und Drucktechnik
15. Hochbau
16. Tiefbau
17. Bautechnik
18. Vermessungstechnik
19. Elektrotechnik
20. Elektrische Nachrichtentechnik und Elektronik
21. Hochfrequenz- und Nachrichtentechnik
22. Impulstechnik und Datenverarbeitung
23. Holzbau
24. Holztechnik
25. Möbelbau und Innenausbau
26. Hüttentechnik und Bergtechnik
27. Silikattechnik
28. Betriebstechnik
29. Chemische Betriebstechnik
30. Technische Chemie
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31. Biochemie und Schädlingsbekämpfung
32. Gerbereichemie und Ledertechnik
33. Textilchemie
34. Weberei und Spinnerei
35. Wirkerei und Strickerei

§ 2. Berufliche Tätigkeiten im Sinne des § 1
sind insbesondere: Verfassung und Prüfung von
einfacheren Projekten einschließlich der Massen-
und Materialermittlungen; Verfassung von Lei-
stungsverzeichnissen; Kostenberechnungen und
Endabrechnungen; Konstruktion, Entwurf und Be-
rechnung von einfacheren Maschinen, Apparaten,
Geräten, Werkzeugen; Überwachung, Leitung
und Herstellung baulicher und betrieblicher An-
lagen; leitende Tätigkeit in maschinell eingerich-
teten Betrieben; Überwachung technischer An-
lagen; Leitung von Untersuchungen und Messun-
gen und deren Auswertung; Werkstoff- und Be-
triebsmittelprüfung und deren Überwachung und
Ausarbeitung; Erstellung technischer Normen;
Fertigungsplanung und Fertigungssteuerung;
Durchführung von Arbeits- und Zeitstudien; Ar-
beitsvorbereitung; technischer Ein- und Verkauf
sowie Tätigkeit in der Kundendiensttechnik; For-
schungs-, Gutachter-, Lehr- und Sachverständi-
gentätigkeit; Tätigkeit als Sicherheitstechniker
und im amtlichen Inspektions- und Unfallver-
hütungsdienst; Tätigkeit als Meßtruppführer auf
dem Gebiete der Vermessungstechnik und auf

dem Gebiete des Markscheidewesens und Durch-
führung aller vermessungs- und markscheide-
technischer Auswertungsarbeiten.

Moser

1 6 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. April 1973 über die Aufhebung des
§ 163 Patentgesetz 1970 durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 28. März 1973 zuge-
stellten Erkenntnis vom 15. März 1973, G 46/72-
11, den § 163 Patentgesetz 1970 (Anlage zur
Kundmachung der Bundesregierung vom 7. Juli
1970, BGBl. Nr. 259, mit der das Patentgesetz
1950 wiederverlautbart wird) als verfassungswid-
rig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
28. Feber 1974 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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